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Soziales Marktentlastungsprogramm: 
Ein reformfördernder Ansa tz ? 

Dr. K. Hagedorn, Dr. L. W i 1 s t a c k e und Dipl.-Ing. agr. K. Klare, 
Braunschweig-V ölkenrode *) 

1 Problemstellung 

Der Anstieg der Haushaltsansprüche zur Finanzierung 
der Agrarpolitik in der EG erscheint unaufhaltbar. Allein 
die gemeinsame EG-Agrarpolitik hat im Jahre 1986 ca. 49 
Mrd. DM verbraucht. Hinzuzurechnen sind weitere Ausga- 
ben der einzelnen Mitgliedsstaaten für die nationalen Agrar- 
politiken. Die größte Position sind die Marktordnungsko- 
sten der EG, deren Zunahme in erster Linie durch die agrar- 
preispolitisch induzierte Überschußproduktion bedingt ist, 
die seit längerem vor allem bei Getreide, Zucker, Milch, 
Rindfleisch und Wein den zur Selbstversorgung benötigten 
Umfang z. T. weit überschreitet. Durch die subventionierte 
Ausfuhr der Überschußmengen hat die EG einen Handels- 
konflikt mit den USA hervorgerufen, die sich seit einiger 
Zeit mit einem sogenannten Bonus Incentive Commodity 
Export Program (BICEP) demonstrativ gegen die wachsen- 
de Inanspruchnahme des Weltmarkts durch die EG zur 
Wehr setzen. 

Angesichts dieser konfliktträchtigen Lage werden Vor- 
schläge zur Reform der EG-Agrarpolitik von der agrarpoli- 
tischen Praxis kaum noch danach beurteilt, ob sie nachhal- 
tig wirksam und ökonomisch rational sind. Sie sollen viel- 

mehr möglichst sofort durchsetzbar und rasch marktent- 
lastend wirksam sein. Immer mehr Agrarpolitiker - und 
auch die agrarpolitische Administration der Bundesrepublik 
Deutschland - scheinen zu der Überzeugung zu gelangen, 
daß nur noch umfangreiche Flächenstillegungen dem 
drängenden Handlungsbedarf Rechnung tragen können: 
„Im Gegensatz zu einer Politik der gezielten (nominalen) 
Preissenkungen würde die Flächenstillegung bei ökonomisch 
attraktiver Ausgestaltung und EG-weiter Anwendung be- 
reits kurzfristig die Märkte entlasten, da sie unmittelbar 
zum Abbau vorhandener Produktionskapazitäten führt und 
Produktionssteigerungen durch technische Fortschritte nur 
noch auf der verbleibenden geringeren Produktionsgrund- 
lage stattfinden” (Bühner und G o c h t , 1986, S. 
8). Das BML hat daher ein sozial orientiertes Marktentla- 
stungskonzept in die Diskussion über die Reform der EG- 
Agrarpolitik eingebracht. Einige Teile davon sind bereits 
von der EG-Kommission in ihre sozio-strukturellen Vor- 
schläge aufgenommen worden. 

*) Institut für Strukturforschung der Bundesforschungsanstalt 
für Landwirtschaft Braunschweig-Völkenrode (FAL), Leiter: Prof. 
Dr. E. Neander. 
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Dieser neue agrarpolitische Vorstoß des BML hat viel- 
fältiges kritisches Interesse gefunden. Zu den mehr grund- 
sätzlichen Aspekten von Flächenstillegungen liegen bereits 
verschiedene Beiträge vor (vgl. Böckenhoff u. a., 
1985; Henze, 1985,1986; Schmitt und T h o r o e , 
1986; Schmitt, 1986; W o 1 f f r a m , 1985). ln die- 
sem Beitrag soll diese Diskussion anhand des konkreten 
Ausgestaltungskonzepts des BML weitergeführt werden. Da 
die zahlreichen Probleme der administrativen Implementa- 
tion und praktischen Durchführung dieses Konzepts bereits 
an anderer Stelle aufgezeigt worden sind (vgl. Hage- 
dorn, Klare und Wilstacke, 1986, S. 16-94), 
sollen hier die agrar- und umweltpolitischen Wirkungen 
und deren Beurteilung im Vordergrund stehen. Zunächst 
werden die erklärten Ziele und Ausgestaltungskriterien des 
vorgeschlagenen Programms kurz geschildert und darauf auf- 
bauend dessen voraussichtliche Effekte in den Hauptwir- 
kungsbereichen näher erörtert. Abschließend soll das Pro- 
gramm unter der Fragestellung beurteilt werden, ob es sich 
als vorübergehende Maßnahme dazu eignet, eine „agrarpoli- 
tische Atempause” herzustellen, so daß der auf diese Weise 
gewonnene politische Handlungsspielraum für eine Erar- 
beitung ursachenorientierter Konzepte zur Sanierung der 
Europäischen Agrarpolitik und den für deren Durchsetzung 
erforderlichen politischen Konsensbildungsprozeß genutzt 
werden kann. 

2 Erklärte Ziele und Ausgestaltungskriterien des Sozialen 
Marktentlastungsprogramms 

Vom Herbst 1985 bis zum Sommer 1986 wurde im 
BML ein Konzept zur Flächenstillegung entwickelt, das 
zunächst als „Soziales Marktentlastungsprogramm - SMP” 
( K i e c h 1 e nach Agra-Europe, 1985), später als „EG- 
weites Marktentlastungsprogramm - MP” (Bühner 
und G o c h t , 1986, S. 17) bezeichnet wurde. Im we- 
sentlichen handelt es sich dabei um ein um vorübergehende 
Betriebsstillegungen erweitertes Vorruhestandsmodell. Der 
im Frühjahr 1986 vorgelegte Rohentwurf (vgl. Agra-Europe, 
1986a; Unser Land 1986), der im Herbst 1986 während der 
Tagung der Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissen- 
schaften des Landbaues neu zur Diskussion gestellt wurde 
(Bühner und G o c h t , 1 986, S. 19 ff.), nennt insge- 
samt vier Ziele, die mit dem SMP erreicht werden sollen: 

1. Verminderung der Überschußproduktion in der EG und 
der Kosten der Überschußverwertung, 

2. Verminderung der sozialen Härten bei älteren Landwir- 
ten ohne Beschäftigungsalternative, 

3. Beitrag zur Verbesserung des Umweltschutzes, 
4. Beitrag zur Verbesserung der Agrarstruktur. 

Diese Zielsetzungen sollen durch bestimmte Ausgestal- 
tungskriterien des SMP erreicht werden, die sich in ihren 
Grundzügen wie folgt skizzieren lassen: 

(1) Die Teilnahme am SMP erfolgt grundsätzlich freiwillig. 
Es kann nur die Marktproduktion ganzer Betriebe einge- 
stellt werden. Anspruchsberechtigt sind Landwirte, deren 
Betrieb größer ist als die Mindestfläche nach dem Gesetz 
über eine Altershilfe für Landwirte, nach Vollendung des 
55. Lebensjahres sowie berufsunfähige Landwirte ohne Al- 
tersgrenze, sofern sie in den letzten Jahren einen landwirt- 
schaftlichen Betrieb bewirtschaftet haben. Witwen und 
Witwer haben ebenfalls Anspruch auf die Marktentlastungs- 
prämie, wenn der verstorbene Ehegatte einen solchen An- 
spruch hatte. 

(2) Die Teilnehmer am SMP verpflichten sich, für die Dauer 
von 10 Jahren jegliche flächengebundene und bodenunab- 
hängige landwirtschaftliche Marktproduktion auf den Ei- 
gentumsflächen einzustellen. Gleiches gilt für die Pacht- 
flächen, sofern diese nicht vom Verpächter zurückgenom- 
men werden. Die Produktion zur Deckung des Eigenbedarfs 
ist erlaubt. Evtl, vorhandene Kontingentsmengen für Milch 
müssen entweder in eine laufende Milchrentenaktion, die 
dem staatlichen Aufkauf von Milchlieferungsrechten dient, 
eingebracht werden oder für die Dauer der Bindungsfrist 
ruhen. Die Teilnehmer bleiben landwirtschaftliche Unter- 
nehmer und sind weiterhin beitragspflichtig in den verschie- 
denen landwirtschaftlichen Sozialversicherungen. 

(3) Die Landwirte behalten die Verfügungsgewalt über die 
stillgelegten Flächen und sind für evtl, erforderliche Min- 
destpflegemaßnahmen zuständig. Die damit verbundenen 
Kosten sind durch Gewährung eines sogen. „Flächenzu- 
schlags” (s. u.) abgegolten. Stillgelegte Flächen können je- 
doch auch für andere Zwecke ohne landwirtschaftliche 
Marktproduktion verwendet werden. Die Stillegungsver- 
pflichtung gilt über den Tod des Programmteilnehmers hin- 
aus auch für dessen Erben und auch im Falle einer Ver- 
äußerung der Flächen. Gepachtete Flächen können entwe- 
der im Einvernehmen mit dem Verpächter zurückgegeben 
werden oder sind für die restliche Dauer des Pachtvertrages 
zusammen mit den Eigentumsflächen stillzulegen. 

(4) Als Ausgleich erhält der Teilnehmer eine Marktentla- 
stungsprämie, die sich aus einem Sockelbetrag, der Über- 
nahme der Beiträge zur landwirtschaftlichen Sozialversi- 
cherung und einem Flächenzuschlag zusammensetzt. Der 
Sockelbetrag entspricht der Höhe des individuellen land- 
wirtschaftlichen Altersgeldes zum Zeitpunkt der Antragsge- 
nehmigung, zumindest aber dem Altersgeldgrundbetrag und 
nimmt an evtl. Anpassungen der Geldleistungen nach dem 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte teil. Die Beiträge 
zur agrarsozialen Sicherung werden vom Staat übernommen, 
wobei der Prämienbezieher jedoch finanziell nicht besser 
gestellt werden soll als ein Altersgeldempfänger. Der Flä- 
chenzuschlag beträgt 200,- DM bis 600,- DM pro ha und 
Jahr und soll nach der Ertragsfähigkeit der Flächen abge- 
stuft werden. Eine Obergrenze für die Marktentlastungs- 
prämie je Landwirt ist nicht vorgesehen. Überschreitet je- 
doch das außerlandwirtschaftliche Erwerbs- und Erwerbser- 
satzeinkommen des Unternehmerehepaares den zwei- 
fachen Sockelbetrag, so wird der diese Grenze überschrei- 
tende Betrag auf den Sockelbetrag angerechnet. 

(5) Für das so ausgestaltete SMP ist zunächst ein Antrags- 
zeitraum von fünf Jahren geplant. Danach soll die Notwen- 
digkeit einer Verlängerung des Programms geprüft und an- 
hand der dann vorliegenden Erfahrungen untersucht wer- 
den, ob Veränderungen in der Ausgestaltung der bis dahin 
geltenden Regelungen erforderlich sind. Die bislang vorge- 
sehene Antragsfrist von fünf Jahren und die Stillegungs- 
dauer von 10 Jahren ergeben also zusammengenommen ei- 
ne Gesamtlaufzeit des SMP von 1 5 Jahren. 

3 Marktentlastung 

Das SMP soll in erster Linie die Überschußproduktion 
in der EG vermindern, um die daraus resultierende Budget- 
belastung zu senken. Es ist daher insbesondere im Hinblick 
auf den Getreidemarkt zu fragen, ob der voraussichtliche 
quantitative Verlauf von Flächenstillegungen im Rahmen 
des SMP mit den voraussehbaren Steigerungen der Getrei- 
deproduktion in der EG nicht nur schritthalten, sondern 

44 
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diese sogar überkompensieren kann. Hierbei sind mehrere 
Einflußfaktoren zu berücksichtigen: 

(1) Es ist auch künftig ein erheblicher Produktionsanstieg 
durch technische, biologische und organisatorische Fort- 
schritte zu erwarten. 

(2) Voraussichtlich werden in überproportionalem Umfang 
Flächen mit unterdurchschnittlichem Ertragsniveau (Grenz- 
ertragsböden) stillgelegt werden - auch wenn dieser Effekt 
bei der Stillegung ganzer Betriebe sicherlich in geringerem 
Maße auftreten wird als bei Teilflächenstillegungen -, da 
hier die relative Vorzüglichkeit der Inanspruchnahme des 
SMP im Vergleich zur Weiterbewirtschaftung höher ist als 
auf guten Standorten. 

(3) Da das SMP auf die Stillegung ganzer Betriebe ausge- 
richtet ist, muß insgesamt eine sehr viel größere Betriebs- 
fläche stillgelegt werden, um eine bestimmte Getreide- 
fläche aus der Produktion zu nehmen, als wenn nur diese 
Getreidefläche stillgelegt würde. 

(4) Eine „aktive Preispolitik” würde zusätzlich positive An- 
gebots- und negative Nachfrageeffekte bei den verteuerten 
Produkten hervorrufen. 

Schmitt und T h o r o e (1986, S. 5) verdeutlichen 
den durch produktionstechnische Fortschritte bedingten 
dynamischen Charakter von Flächenstillegungen beispiels- 
weise wie folgt: Wenn der bisherige Ertragszuwachs auch 
künftig erhalten bleibt, was zu erwarten ist, so müssen Jahr 
für Jahr zusätzlich zu den bereits stillgelegten Flächen wei- 
tere 2,5 % der Getreideanbaufläche aus der Produktion ge- 
nommen werden. Diese Kalkulation ist insofern „groß- 
zügig” angelegt, als sie von einer gleichbleibenden Nachfrage 
ausgeht und ebenfalls voraussetzt, daß die stillgelegten Flä- 
chen das gleiche Ertragsniveau aufweisen wie alle Flächen 
im EG-Durchschnitt. Läßt man diese Annahmen fallen, so 
ergibt sich ein zusätzlicher Stillegungsbedarf. Schreibt man 
den durchschnittlichen Rückgang der Getreidenachfrage der 
letzten 10 Jahre in der EG von ca. 0,5 % fort, so sind pro 
Jahr 3 statt 2,5 % der Getreideanbaufläche stillzulegen. 
Wenn die stillgelegten Flächen nur zwei Drittel des durch- 
schnittlichen Ertragsniveaus aufweisen, so müssen allein 
aus diesem Grunde nicht nur 2,5 %, sondern sogar 3,7 % 
der gesamten Getreideanbaufläche jährlich neu stillgelegt 
werden. 

Hieraus ergibt sich die Schlußfolgerung, daß der Prä- 
mienaufwand stetig steigen würde, um die Überschußpro- 
duktion auf einem konstanten Niveau zu begrenzen. Da- 
bei müßte man außerdem die Prämienzahlungen je ha 
wahrscheinlich steigern, um zusätzliche Landwirte zu ei- 
nem Verzicht auf Getreideflächen zu bewegen. Denn zum 
einen wären zunehmend Flächen besserer Qualität stillzule- 
gen, zum anderen würde das gestiegene Ertragsniveau die 
relative Vorzüglichkeit der Weiterbewirtschaftung verbes- 
sern. Je Prozentpunkt der aus diesen Gründen erforder- 
lichen Prämienanhebung wäre nach Schmitt und 
T h o r o e mit einer zusätzlichen Budgetbelastung von 
etwa 100 Mill. DM zu rechnen. 

Das BML hat eine durchaus ähnliche Perspektive ent- 
wickelt. Der Staatssekretär Florian (Agra-Europe, 
1986b) geht von einem jährlichen Produktionszuwachs von 
3,5 % aus und gelangt zu dem Ergebnis: „Selbst wenn man 
das derzeitige Exportniveau . . . halten könnte, würden ab 
1990/91 jährlich etwa 13 Mill, t nicht absetzbares Getreide 
den Markt belasten”. Würde das SMP im Jahr 1987 EG-weit 
eingeführt und die u. E. sehr optimistische Schätzung des 

BML über die Inanspruchnahme dieses Programms in der 
BRD (s. u.) auf alle EG-Mitgliedsländer übertragen (vgl. 
B ü h n e r und G o c h t , 1986, S. 22), so könnte der An- 
stieg der EG Getreideproduktion lediglich um 10 Mill, t ge- 
bremst, der nach den oben zitierten Zahlen erwartete Pro- 
duktionsanstieg von 13 Mill, t also nicht voll ausgeglichen 
werden. 

Dem BML ging es bei der von ihm vorgenommenen Vor- 
ausschätzung lediglich um die Nennung hypothetischer 
Höchstwerte der voraussichtlichen Inanspruchnahme des 
SMP, obwohl mancher Leser sicherlich geneigt ist, diese irr- 
tümlicherweise als realitätsbezogene Erwartungen zu inter- 
pretieren. Einen solchen Anspruch hat das BML damit al- 
lerdings gar nicht verbunden: Vorgelegt wurde keine positi- 
ve, sondern eine normative Analyse der voraussichtlichen 
Marktentlastungswirkungen, weil darin „rationales Verhal- 
ten der Anspruchsberechtigten unterstellt (wird). ... Es 
handelt sich hierbei um eine sehr grobe Schätzung, bei der 
vereinfachend die gleiche Akzeptanz (des SMP in der EG, 
d. V.) wie in der Bundesrepublik Deutschland unterstellt 
wurde. Dabei wurde davon ausgegangen, daß alle Betriebe, 
deren Einkommen unterhalb der zu erwartenden betrieb- 
lichen Ausgleichszahlungen liegt, auch tatsächlich an der 
Flächenstillegung teilnehmen. Da damit in Wirklichkeit 
aber nicht zu rechnen ist, handelt es sich um Maximal- 
schätzungen” (Bühner und G o c h t , 1986, S. 21). 

Nach dieser Rechnung (vgl. Bühner und G o c h t , 
1986, S. 21 f.) kann nach Ablauf der fünfjährigen Antrags- 
frist (maximal) damit gerechnet werden, daß 8,5 % aller 
Betriebe (rd. 61 000 in der Bundesrepublik Deutschland 
und rd. 447 000 in den 10 bisherigen Mitgliedsstaaten der 
EG) am SMP teilnehmen und dadurch 7,4% der LF (rd. 
880 000 bzw. 7 490 000 ha) aus der Produktion genom- 
men werden. Hierdurch ergäbe sich eine vorübergehende 
Kapazitätsverringerung in der EG (in der Bundesrepublik 
Deutschland) um 2,3 Mill, ha bzw. 10 Mill, t (1,6 Mill, t) 
Getreide, 0,5 Mill, t (0,1 Mill, t) Rind- und Kalbfleisch 
und 6,6 Mill, t (1,5 Mill, t) Milch. Der Kapazitätsabbau bei 
Milch wäre allerdings nicht allein auf das SMP, sondern 
auch auf die gleichzeitige Durchführung von Milchrenten- 
aktionen zurückzuführen. Je ha stillgelegter Fläche könnten 
dann in der Bundesrepublik 2 160,- DM, im Durchschnitt 
der EG ca. 1 260,- DM an Marktordnungskosten einge- 
spart werden, so daß insgesamt eine Haushaltsentlastung 
von 1,9 bzw. 9,4 Mrd. DM erreichbar wäre. Der jährliche 
Mittelbedarf wird, bezogen auf das fünfte Jahr der Antrags- 
frist, auf 1 250,- DM je ha und 1,1 Mrd. DM insgesamt für 
die Bundesrepublik veranschlagt. Vergleichbare Schätzun- 
gen über den gesamten Finanzaufwand in der EG wurden 
nicht vorgenommen, da in Anbetracht der unterschied- 
lichen Ausgestaltung der sozialen Sicherung in den Mit- 
gliedsstaaten die Ausgaben für den Sockelbetrag schwer ab- 
zuschätzen sind. 

Da keine näheren Vorstellungen darüber entwickelt wur- 
de, wie weit das tatsächliche Verhalten der Landwirte ge- 
genüber dem SMP von den so errechneten Höchstwerten ent- 
fernt liegt, diese Distanz also sowohl klein als auch sehr 
groß sein kann, können die Berechnungen im Grunde keiner- 
lei Grundlage für den agrarpolitischen Entscheidungspro- 
zeß bilden. Zu befürchten ist allerdings, daß sie trotzdem im 
agrarpolitischen Willensbildungsprozeß mangels Alternati- 
ven die Funktion realitätsorientierter Zukunftsprojektionen 
übernehmen, also im Sinne einer positiven Analyse der vor- 
aussichtlichen Inanspruchnahme des SMP gedeutet werden 
und zu entsprechend überhöhten Erwartungshaltungen der 
beteiligten politischen Akteure und Organisationen führen. 
Um daher konkretere Vorstellungen über die voraussicht- 
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liehe Resonanz des SMP bei den Landwirten zu entwickeln, 
wurde an anderer Stelle versucht, von der Inanspruchnahme 
der bis 1983 gewährten Landabgaberente auf die voraus- 
sichtliche Inanspruchnahme des SMP zu schheßen (vgl. 
Klare, Hagedorn und W i 1 s t a c k e , 1986, 
S. 53-66). Obwohl auch dadurch sicherlich keine exakte 
Quantifizierung der voraussichtlichen Teilnehmerzahl mög- 
lich ist, sprechen die gewonnenen Anhaltspunkte dafür, daß 
wahrscheinlich nur eine deutlich geringere Inanspruchnah- 
me als der seitens des BML genannte Maximalwert reali- 
stisch erscheint. Auch die Ergebnisse einer diesbezüglichen 
Befragung praktischer Landwirte deuten auf eine deutlich 
geringere Resonanz hin als in den Schätzungen des BML 
ausgewiesen wird (Wilstacke, 1986). 

Vor diesem Hintergrund ist zu bezweifeln, ob ein jähr- 
licher Kapazitätsabbau in der angestrebten Größenord- 
nung erreichbar wäre. Zumindest für den Getreidesektor, 
einem der bedeutendsten Überschußmärkte, wäre eine abso- 
lute Verminderung der Überschußproduktion nicht zu er- 
warten. Erreichbar wären vermutlich lediglich verminder- 
te Zuwachsraten der Überschußproduktion. Hieraus würde 
jedoch folgen, daß trotz Einführung des SMP eine - wenn 
auch weniger stark ausgeprägte - restriktive Getreidepreis- 
politik (oder wirkungsgleiche Maßnahmen) unumgänglich 
wäre, um die jährlich erzeugte Überschußmenge lediglich 
konstant zu halten. Die angestrebte Verringerung dersel- 
ben könnte somit c. p. ohne eine gleichzeitige Flankierung 
durch entsprechende preispohtische Maßnahmen erst recht 
nicht erreicht werden. 

4 Soziale Effekte 

Die lediglich partielle sozialpolitische Orientierung des 
Programmentwurfs zeigt sich besonders in zweiferlei Hin- 
sicht : 

(1) Es wird neben berufsunfähigen Landwirten nur e i n 
begrenzter Personenkreis innerhalb der Landwirtschaft, 
nämlich ältere Landwirte ab 55 Jahren, einbezogen, bei 
dem besondere Einkommensprobleme auftreten. Einkom- 
mensprobleme und eine damit einhergehende schwierige 
soziale Lage sind jedoch nicht auf ältere Landwirte be- 
schränkt. Für viele wesentlich jüngere Landwirte ist es fast 
ebenso schwierig, ihr unbefriedigendes landwirtschaftliches 
Einkommen durch eine außerlandwirtschaftliche Erwerbs- 
tätigkeit zu verbessern, solange die ungünstige Arbeitsmarkt- 
lage anhält. Da die Mitglieder dieses Personenkreises jedoch 
noch erheblich länger ihr Einkommen ausschließlich aus 
der landwirtschaftlichen Tätigkeit beziehen müssen, können 
sie es sich noch weniger als die älteren Landwirte leisten, 
ihren Lebensunterhalt durch einen „schleichenden Ver- 
zehr” des Betriebsvermögens zu bestreiten. Für diese Grup- 
pe bietet das SMP jedoch keinerlei Hilfestellung. 

(2) Die Maßnahme ist auch für die einbezogene Gruppe der 
älteren Landwirte zwischen dem 55. und 65. Lebensjahr 
nicht primär sozial ausgerichtet, denn es gelten nicht durch- 
gehend die in der übrigen Sozialpolitik üblichen Kriterien 
zur Identifikation sozial schutzwürdiger Tatbestände. Durch 
die Formulierung, das SMP solle soziale Härten bei denjeni- 
gen Landwirten mildern, die aufgrund ihres Alters keine 
Chance mehr haben, ihr unbefriedigendes Einkommen zu 
verbessern, könnte der Eindruck entstehen, das SMP sei 
zielbewußt auf einen solchen Personenkreis ausgerichtet. 
Dies trifft jedoch nicht zu. Das SMP kann von allen Land- 
wirten innerhalb der vorgesehenen Altersspanne unabhän- 
gig von ihrer sozialen Lage in Anspruch genommen werden, 
es gelten also keine Einkommensobergrenzen oder ähnliche 

„Prosperitätsschwellen”. Eine Ausnahme bilden Nebener- 
werbslandwirte, bei denen das außerlandwirtschaftliche Er- 
werbseinkommen und/oder das Erwerbsersatzeinkommen 
auf die Marktentlastungsprämie angerechnet wird, wenn 
es den zweifachen Sockelbetrag überschreitet. Im übrigen 
würde die Anwendung sozialer Kriterien auch die Effizienz 
des Programms im Hinblick auf die angestrebte Stillegung 
einer möglichst großen Fläche und die dadurch erhoffte 
Marktentlastungswirkung einschränken. 

Aus dieser begrenzten sozialpolitischen Wirksamkeit des 
SMP, aber auch aus der in Abschnitt 6 noch zu diskutieren- 
den strukturpolitischen Problematik sind vor allem zwei 
Schlußfolgerungen zu ziehen: Zum einen sollte die im SMP 
enthaltene Vorruhestandsregelung von dem Flächenstill- 
legungsprogramm abgekoppelt werden, zum anderen wäre 
das sich dann ergebende primär agrarstrukturverbessernd 
ausgerichtete Landabgaberentenkonzept durch weitere so- 
ziostrukturelle Maßnahmen für die dadurch nicht erfaßten 
(weil jüngeren) Personengruppen zu ergänzen. 

4.1 Ausgestaltung der Marktentlastungs- 
prämie 

Wie bereits in Abschnitt 2 skizziert, setzt sich die Markt- 
entlastungsprämie aus einem personenbezogenen Sockelbe- 
trag, den vom Staat übernommenen Beiträgen zur agrarso- 
zialen Sicherung, der sogenannten Milchrente als Gegenlei- 
stung für aufgegebene Milchlieferungsrechte und dem Flä- 
chenzuschlag je ha zusammen. Da letzterer an der Größe 
der stillgelegten Betriebe anknüpft, kann das Kriterium so- 
zialer Bedürftigkeit in diesem Falle von vornherein kaum 
zum Zuge kommen. Ähnliches gilt für die Höhe der Milch- 
rente, die vom Produktionsvolumen abhängt. Allenfalls der 
für alle SMP-Teilnehmer gleich hohe Festbetrag von 6 500,- 
DM p. a. (1986) läßt eine deutliche sozialpolitische Zielset- 
zung erkennen. Diese Summe entspricht dem Altersgeld- 
grundbetrag, der nach der Mindestbeitragszeit von 15 Jahren 
gewährt wird. Der darüber hinausgehende Zusatzbetrag von 
bis zu ca. 2 600,- DM p. a. (1 986) ergibt sich aus der Alters- 
geldstaffelung, nach der für jedes über 15 Jahre hinausgehen- 
de Beitragsjahr ein dreiprozentiger Aufschlag zum Altersgeld- 
grundbetrag gewährt wird. Daher kann dieser Teil der 
Marktentlastungsprämie nur durch Nachweis einer ent- 
sprechenden Anzahl von Beitragsjahren erreicht werden. 
Die individuell erreichbare Beitragsdauer eines Landwirts 
wird wiederum von seinem Alter beim Alterskasseneintritt 
und folglich vom individuell sehr unterschiedlichen Hof- 
übernahmealter bestimmt. Die Gewährung und Höhe des 
o. g. Zusatzbetrages hängen also vom Altersunterschied 
zwischen dem Bewirtschafter und seinem Vorgänger und 
damit von der familienspezifischen Generationsfolge ab, 
können also nicht allein sozialpolitisch oder mit Marktent- 
lastungswirkungen begründet werden. 

Die Höhe der Sozialbeiträge, die vom Staat getragen wer- 
den sollen, knüpft ebenfalls nicht an die tatsächhchen in- 
dividuellen Einkommensverhältnisse an, sondern legt u. a. 
mangels deren Kenntnis Hilfsgrößen zugrunde, insbesondere 
den Umfang und die Bonität der Flächen der landwirtschaft- 
lichen Nutzung*!), so daß auch hier keine sozialen Krite- 
rien zur Geltung gelangen. Die Steigerung der zu überneh- 
menden Sozialbeiträge mit zunehmender Betriebsgröße ist 
ferner darauf zurückzuführen, daß im Jahr 1986 für kleine- 
re und mittlere Betriebe zusätzliche, nach der Betriebs- 

*1) Diese Hilfsgrößen sind zur Erfassung der tatsächlichen Ein- 
kommensverhältnisse nur sehr bedingt geeignet (vgl. P 1 a n k 1 
und Neander, 1983). 
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große gestaffelte Beitragszuschüsse zur landwirtschaft- 
lichen Alterskasse eingeführt worden sind*2). 

4.2 Inkonsistenzen bei der Einkommens- 
anrechnung 

Aus sozialpolitischer Sicht bedenklich ist ferner die ge- 
plante Einkommensanrechnung auf die Marktentlastungs- 
prämie. Angerechnet werden soll nur das außerbetrieb- 
liche Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen. Alle anderen 
Einkunftsarten nach § 2 EStG sollen dagegen unberück- 
sichtigt bleiben, beispielsweise Einkünfte aus Kapitalvermö- 
gen oder Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung. 
Fragwürdig ist auch die völlige Vernachlässigung der Ein- 
künfte aus Land- und Forstwirtschaft, da Landwirte auch 
nach der Inanspruchnahme des SMP noch Einkünfte dieser 
Art, z. B. aus Gebäudeverpachtung, erzielen können, soweit 
sie ihren Betrieb gegenüber dem Finanzamt nicht als aufge- 
geben erklärt haben („ruhender Betrieb”). 

Die Vorgehensweise bei der Einkommensanrechnung hat 
zur Folge, daß die angestrebten verteilungspolitischen und 
marktentlastenden Ziele bei Haupterwerbslandwirten an- 
ders gewichtet werden als bei Nebenerwerbslandwirten. Bei 
ersteren, die im wesentlichen Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft erzielen, wird unabhängig von der tatsäch- 
lichen Einkommenshöhe immer die volle Marktentlastungs- 
prämie gewährt. Bei letzteren werden dagegen, soweit sie 
überwiegend außerbetriebliche Erwerbseinkommen erzielen, 
die oberhalb des zweifachen Sockelbetrages liegenden Ein- 
kommen auf den Sockelbetrag angerechnet. Da der zwei- 
fache Sockelbetrag nach Abzug des Eigenanteils zur Kran- 
kenversicherung im Kalenderjahr 1986 zwischen ca. 12 250,- 
bis ca. 17 250,- DM liegt, das außerbetriebliche Erwerbsein- 
kommen je Betriebsinhaberehepaar bei Nebenerwerbsbetrie- 
ben mit 5 000,- u. mehr DM StBE aber z. B. im Wirtschafts- 
jahr 1984/85 im Durchschnitt ca. 33 000,- DM betragen hat 
(vgl. Agrarbericht 1986, Textteil S. 29), wird der im Rah- 
men des SMP vorgesehene Sockelbetrag bei diesem Erwerbs- 
typ durch die Einkommensanrechnung im Durchschnitt 
vollständig aufgezehrt. Es verbleibt somit nur der Flächen- 
zuschlag als Anreiz für die Inanspruchnahme des SMP. Die- 
ser könnte jedoch auch durch eine Flächenverpachtung er- 
zielt werden, so daß das SMP aufgrund der vorgesehenen 
Einkommensanrechnung von Nebenerwerbslandwirten 
kaum in Anspruch genommen werden dürfte. 

Da diese Ungleichbehandlung von Haupt- und Nebener- 
werbsbetrieben auch nicht durch die anderen, im Rahmen 
des SMP angestrebten Ziele begründet werden kann, drängt 
sich die Schlußfolgerung auf, daß bei der Umsetzung ver- 
teilungspolitischer Ziele im Rahmen des SMP mit zweier- 
lei Maß gemessen wird, um die Inanspruchnahme des SMP 
auf Haupterwerbslandwirte zu konzentrieren. Diese Rege- 
lung dürfte insbesondere bei Nebenerwerbslandwirten auf 
Unverständnis stoßen, die Risiken eines Berufswechsels auf 
sich genommen und ihre Einkommenslage durch außer- 
landwirtschaftliche Erwerbseinkünfte zu verbessern versucht 
haben. Ihnen würden aus ihrer Mobilität im Vergleich zu 
Landwirten ohne oder mit nur geringen außerbetrieb- 
lichen Einkünften erhebliche wirtschaftliche Nachteile er- 
wachsen. Weiterhin nicht einsichtig ist, warum der indi- 
viduelle Sockelbetrag als Untergrenze für die Einkom- 
mensanrechnung herangezogen wird. Derjenige Landwirt, 
der ein überdurchschnittlich hohes Altersgeld als Sockelbe- 
trag erhält, kann ein vergleichsweise hohes nicht auf diesen 
Sockel anrechenbares Einkommen erzielen und umgekehrt. 
Eine solche Vorgehensweise kann weder mit Verteilungs- 
noch mit Marktentlastungszielen begründet werden. 

5 Umweltschutz 

5.1 Orientierungsgrundsätze für eine 
umweltgerechte Landbewirtschaftung 

Mit zunehmender Dauer der wissenschaftlichen und öf- 
fentlichen Diskussion über die Umwelteffekte moderner 
Landwirtschaft zeichnet sich immer deutlicher ein gewisser 
Konsens darüber ab, in welchen Bereichen Änderungen an- 
gestrebt werden sollten, um die Nutzungskonflikte zu ver- 
mindern. Die wichtigsten Aspekte einer solchen Umorien- 
tierung lassen sich wie folgt umreißen: 

(1) Es werden insgesamt wesentlich mehr Flächen in mög- 
lichst naturnahem Zustand benötigt. 

(2) Es müssen mehr Flächen in geeigneter Form vorrangig 
nach ökologischen Gesichtspunkten, d. h. in der Regel ex- 
tensiv landwirtschaftlich bewirtschaftet werden, um die Le- 
bensräume vieler bedrohter Pflanzen- und Tierarten zu er- 
halten bzw. wiederherzustellen. 

(3) Groß- und kleinräumige Schutzgebiete sind funktional 
zu vernetzen, um so der Verinselung der Lebensräume und 
ihrer Lebensgemeinschaften entgegenzuwirken. 

(4) In stärkerem Umfang werden landwirtschaftlich genutz- 
te Flächen aus wasserwirtschaftlichen Gründen bestimm- 
ten Nutzungsbeschränkungen unterworfen werden (Aus- 
dehnung der Wasserschutzgebiete). 

(5) Auch auf vorrangig oder ausschließlich der Agrarpro- 
duktion dienenden Flächen kann der Verzicht auf weitere 
Erhöhung bzw. eine Verringerung der Bewirtschaftungs- 
intensität aus verschiedenen Gründen sinnvoll sein. 

Offen ist dagegen die Frage, wo und in welchem konkre- 
ten Umfang entsprechende Änderungen unabdingbar oder 
aus Vorsorgegründen wünschenswert sind. Kontrovers sind 
vor allem die Vorstellungen darüber, auf welche Weise Ver- 
änderungen herbeigeführt werden sollen, in welchem Zeit- 
raum diese zu erfolgen haben und wie die dadurch entste- 
henden Kosten verteilt werden sollen. 

5.2 Umweltschutz als Kuppelprodukt 
von Flächenstillegungen? 

Im vorliegenden Entwurf des SMP sind keine Ausge- 
staltungselemente für den angestrebten oder zumindest 
proklamierten umweltpolitischen Beitrag enthalten. Ein Be- 
zug zu den oben aufgezählten Hauptbereichen eines um- 
weltpolitischen Handlungsbedarfs im Agrarbereich ist eben- 
sowenig erkennbar wie Ansatzpunkte für ein Konzept zur 
Verwendung der aus der landwirtschaftlichen Produktion 
herausgenommenen Flächen für die Verbesserung der Um- 
welt. 

Daher stellt sich die Frage, ob ein Beitrag zum Umwelt- 
schutz durch bestimmte, an das SMP anknüpfende Folge- 
maßnahmen zu erwarten ist, wie sie von Bühner und 
G o c h t (1986, S. 24) für denkbar gehalten werden: „Die 
stillgelegten Flächen können aber dort, wo ein entsprechen- 
der Bedarf vorhanden ist, auch ganz gezielt für bestimmte 
Naturschutzzwecke verwendet werden. In einem Zusatz- 

*2)Solche Beitragsermäßigungen wurden 1985 durch das Drit- 
te Agrarsoziale Ergänzungsgesetz (vgl. Schmidt, 1986) und zu- 
sätzlich 1986 durch das Sozialversicherungs-Beitragsentlastungsge- 
setz (vgl. Agra-Europe, 1986d,e) beschlossen. 
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vertrag auf freiwilliger Grundlage zwischen dem am Still- 
legungsprogramm teilnehmenden Landwirt und der regiona- 
len Naturschutzbehörde müssen dann allerdings die zusätz- 
lichen Auflagen (z. B. die Hinnahme einer Wiedervernäs- 
sung von Wiesen) und die dafür zu zahlenden zusätzlichen 
Ausgleichszahlungen geregelt werden”. Die im Rahmen des 
SMP freiwillig stillgelegten Flächen werden allerdings ver- 
mutlich ohne jeden systematischen Bezug zu ökologischen 
Erfordernissen im Raum verteilt liegen. Das gleiche gilt 
für die Größe der Einzelflächen und deren Zuordnung zu- 
einander. Darüber hinaus müssen ökologische Verbesse- 
rungen auf Nachhaltigkeit ausgerichtet sein. Die im SMP- 
Entwurf vorgesehene Stillegungsdauer ist jedoch auf 10 
Jahre befristet, und außerdem sind die jeweiligen Laufzei- 
ten für die einzelnen Flächen eines bestimmten Raumes 
nicht deckungsgleich, da sie in unterschiedlichen Jahren des 
fünfjährigen Antragszeitraums beginnen. Diese Gegebenhei- 
ten lassen kaum Raum für erfolgversprechende Versuche, 
die stillgelegten Flächen für bestimmte ökologische Zwecke 
nutzbar zu machen*3), da die damit verbundene admini- 
strative Koordinationsaufgabe kaum lösbar erscheint. Dem- 
gemäß erscheint die Skepsis des Sachverständi- 
genrates für Umweltfragen (1985, S. 371) ge- 
genüber Flächenstillegungsprogrammen vollauf gerecht- 
fertigt: „Nichts wäre unter um weltpolitischen Überlegun- 
gen problematischer als die pauschale Honorierung einer 
Flächenstillegung, insbesondere wenn sie losgelöst von ihrer 
Nutzung bzw. Nutzungsmöglichkeit für Zwecke des Um- 
welt- und Naturschutzes erfolgt.” 

Die dem Vorschlag eines SMP offenbar zugrundeliegen- 
de Erwartung, mit Flächenstillegungen auch einen Beitrag 
zum Umweltschutz zu leisten, beruht vermutlich auf der re- 
lativ pauschalen Einschätzung, daß mit der heutigen Land- 
bewirtschaftung zwangsläufig eine Reihe von Umweltbe- 
lastungen verbunden sind und daher ein Verzicht auf die 
landwirtschaftliche Nutzung von Flächen in jedem Fall 
und quasi automatisch einen Beitrag zur Umweltverbes- 
serung darstelle (vgl. beispielsweise Gallus, 1986, S. 
23). Erwartet wird ein für die Umwelt „positiver Begleit- 
effekt” der Flächenstillegung (Bühner und G o c h t , 
1986, S. 18). Die Aufrechterhaltung dieser Argumentation 
legt dann den Umkehrschluß nahe, daß jegliche Form der 
landwirtschaftlichen Flächennutzung als Umweltbelastung 
angesehen werden müsse. Konsequent weitergedacht könn- 
ten die Verfechter von Flächenstillegungen dann die soge- 
nannte „Landwirtschaftsklausel” im Bundesnaturschutz- 
gesetz nicht länger verteidigen, und auch den Diskussionsan- 
sätzen über die staatliche Honorierung bestimmter, nicht 
über die Marktpreise abgegoltener positiver externer Ef- 
fekte (bäuerlicher) Landwirtschaft fehlte jegliche Grundla- 
ge. 

Für die in der Produktion verbleibenden Flächen erge- 
ben sich ebenfalls keinerlei Anreize für eine den Umweltbe- 
dingungen und -erfordernissen besser angepaßte Produk- 
tionsweise. Tendenziell ist eher davon auszugehen, daß bei 
dynamischer Betrachtung mit der Herausnahme von Flä- 
chen die wirtschaftlichen Spielräume für eine weniger inten- 
sive Bodennutzung verkleinert werden. Eine Ausstattung 
der in der Landwirtschaft tätigen Arbeitskräfte mit wesent- 
lich mehr Fläche als in der Mehrzahl der landwirtschaft- 
lichen Betriebe vorhanden ist, ist eine unabdingbar notwen- 
dige Voraussetzung für eine Verbesserung der Wettbewerbs- 
kraft extensiverer Landnutzungsformen. Wird jedoch der 
bereits jetzt knappste Faktor Boden durch staatliche Maß- 
nahmen noch weiter verknappt, so wird eine langsame Um- 
orientierung in diese Richtung nicht nur nicht gefördert, 
sondern die Voraussetzungen dafür werden sogar noch ver- 
schlechtert. Durch die scharfe Trennung in landwirtschaft- 

liche Produktionsflächen einerseits und landwirtschaft- 
lich nicht genutzte Stillegungsflächen andererseits wird 
das Entstehen dazwischen liegender Nutzungsformen mit 
einer größeren Streuung der Bewirtschaftungsintensität be- 
hindert. Die an sich mögliche Entstehung von vielfältigeren 
und unterschiedlichen Nutzungsstufen wird erschwert, ob- 
wohl dies im Sinne ökologischer Vielfalt und Stabilität ge- 
rade wünschenswert wäre. Es besteht demnach die Gefahr, 
daß der Staat durch globale Flächenstillegungsmaßnahmen 
Wege versperrt, die aus ökologischer Sicht zukunftsträchtige 
Lösungen darstellen könnten. 

5.3 Marktentlastungs - versus Bergbau- 
ernprogramm? 

Die gleichzeitige Gewährung der „Ausgleichszulage” in 
sogenannten „benachteiligten Gebieten” und der Marktent- 
lastungsprämie führt in mehrfacher Hinsicht zu kaum 
auflösbaren Widersprüchen, die sich an einem Beispiel ver- 
deutlichen lassen: In einer benachteiligten Region wirt- 
schaften zwei benachbarte Landwirte. Nach Einführung des 
SMP entscheidet sich einer für die Inanspruchnahme dieser 
Maßnahme, der andere für die Weiterbewirtschaftung. Erste- 
rer wird dafür honoriert, daß er durch die Einstellung der 
landwirtschaftlichen Marktproduktion zur Verminderung 
der Überschußproduktion beiträgt, letzterer hingegen da- 
für, daß er in diesem Gebiet weiterwirtschaftet und z. B. 
durch die Haltung von Kühen und Rindern zur Erhöhung 
entsprechender Überschüsse beiträgt. Hinzu kommt, daß 
diese beiden gegenläufigen Aktivitäten, d. h. sowohl die 
Aufrechterhaltung der Landbewirtschaftung durch die 
Ausgleichszulage als auch deren Einstellung durch das SMP, 
offiziell u. a. mit dem Ziel des Landschafts- bzw. dem des 
Umweltschutzes legitimiert werden. 

Den beiden Hauptzielen des SMP - Marktentlastung und 
Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit äl- 
terer Landwirte - stehen die Ziele der Ausgleichszulage - 
Aufrechterhaltung landwirtschaftlicher Erwerbstätigkeit 
und Weiterführung der landwirtschaftlichen Produktion - 
diametral gegenüber. Die Ausgleichszulage in ihrer bisheri- 
gen Form wirkt teilweise sogar einer Extensivierung und 
damit Marktentlastung entgegen: Den maximal je ha 
Hauptfutterfläche erreichbaren Ausgleichszulagenbetrag er- 
hält der Antragsteller nur dann, wenn er eine Großviehein- 
heit an rauhfutterverzehrenden Tierarten pro ha hält. 

6 Agrarstrukturverbesserung 

Im Vergleich zu den meisten anderen EG-Ländern sind 
die Produktionsstrukturen der Landwirtschaft in der Bun- 
desrepublik Deutschland trotz des starken Strukturwandels 
der letzten Jahrzehnte ungünstig. Zur Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Landwirtschaft sind 
daher weitere Anpassungen der Betriebsstruktur erforder- 
lich. Dabei kommt es insbesondere auf eine bessere Ausstat- 
tung der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte mit Boden an, 
da eine ausschheßlich innerbetriebliche Aufstockung durch 
zusätzliche tierische Veredlungsproduktion zunehmend Pro- 
bleme aufwirft, z. B. im Bereich der Gülleverwertung. 

*3) Zur Begründung dieser ökologischen Beurteilung des SMP 
vgl. auch Henze (1986, S. 6). 
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6.1 Vorbemerkungen zur Beurteilung 
der Struktureffekte 

In der Landwirtschaft der Bundesrepublik Deutschland 
ist Boden betriebswirtschaftlich in aller Regel der knappste 
Faktor. Sämtliche, die Verfügbarkeit von Boden verändern- 
den Maßnahmen beeinflussen infolgedessen auch den Pro- 
zeß des Strukturwandels. Nachhaltige Flächenstillegungen 
allein aus Marktentlastungsgründen verkleinern die Anpas- 
sungsspielräume der Landwirte, erschweren also den Struk- 
turwandel (vgl. Schmitt und T h o r o e , 1986, S. 
8). Diese Struktureffekte des SMP sollen hier unter der 
Prämisse abgeleitet werden, daß keine neuen, gezielt den 
Strukturwandel fördernden, hemmenden oder gar blockie- 
renden Maßnahmen oder Änderungen der Agrarpolitik 
eingeführt werden. Das verwendbare Referenzsystem lei- 
tet sich also aus dem Status quo ab. 

Wenngleich Betriebsaufgabe und Flächenmobilisierung 
nach dem vorliegenden SMP-Entwurf untrennbar aneinan- 
der gekoppelt sind, ist zu analytischen Zwecken ihre ge- 
trennte Behandlung sinnvoll, da die inhaltliche Wirkung der 
beiden Vorgänge zeitlich nicht deckungsgleich ist. Für die 
Beurteilung der mit dem SMP einhergehenden Wirkungen 
ist ferner von Bedeutung, daß sich vermutlich vor allem 
solche Betriebe am Programm beteiligen werden, deren In- 
haber ohnehin daran denken, die Bewirtschaftung ihres Be- 
triebes spätestens mit Erreichen des regulären Rentenalters 
von 65 Jahren (Bezug des normalen landwirtschaftlichen 
Altersgeldes) einzustellen und die Flächen dann an andere 
Landwirte abzugeben, d. h. in der Regel zu verpachten. 
Hieraus ergibt sich, daß die Nutzung der z. Z. von ihnen 
noch bewirtschafteten Fläche im Laufe der Jahre auch 
ohne SMP an andere Landwirte übergehen würde. Dieser 
Prozeß wird durch das SMP und seine Einzelbestimmungen 
wesentlich beeinflußt. Geht man aus Vereinfachungsgrün- 
den davon aus, daß SMP-Landwirte ansonsten ihren Betrieb 
mit unveränderter Flächenausstattung bis zum normalen 
Rentenalter von 65 Jahren weiterbewirtschaftet hätten, 
kann der Strukturwandel sowohl beschleunigt als auch ver- 
zögert werden. 

6.2 Zur Beeinflussung der Pachtflächen- 
mobilität 

Die gegenläufige Beeinflussung der für den Strukturwan- 
del verfügbaren Flächen während der vorgesehenen Lauf- 
zeit des SMP beruht darauf, daß grundsätzlich nur Landwir- 
te zwischen 55 und 65 Jahren anspruchsberechtigt sein sol- 
len und die jeweilige Dauer der Flächenstillegung einheitlich 
10 Jahre betragen soll. Durch die vorgezogene Einstellung 
der Betriebsbewirtschaftung kann über die von den stillegen- 
den Landwirten zugepachtete Fläche zu einem früheren 
Zeitpunkt neu disponiert werden. Da hierdurch die Zu- 
pachtmöglichkeiten für aufstockungswillige Landwirte evtl, 
verbessert werden können, kann ein Beitrag zur Erleichte- 
rung des Strukturwandels geleistet werden. Zustandekom- 
men und Ausmaß eines derartigen „Pachtflächenvorzieh- 
effekts” hängen vor allem von folgenden Bedingungen ab: 

1) Lebensalter bei Beginn der Stillegung; 
2) Pachtflächenanteil stillegender Betriebe; 
3) Einstellung der Verpächter zur vorzeitigen Pachtvertrags- 

auflösung, 
4) Möglichkeiten zur Stillegung der Zupachtflächen. 

Allerdings kann dieser Pachtflächenvorzieheffekt kaum 
als geeignet angesehen werden, „ . . . negative Auswirkun- 
gen auf dem Pachtmarkt zu begrenzen und einen ausreichen- 

den Struktureffekt zu erzielen ...” (Bühner und 
G o c h t , 1986, S. 14). Bezogen auf die Gesamtlaufzeit 
des SMP steht ihm nämlich ein „Pachtflächenentzugseffekt” 
gegenüber. Denn in Abhängigkeit vom Lebensalter bei Be- 
ginn der Stillegung reicht bei einem Teil der am SMP teil- 
nehmenden Landwirte die Stillegungsverpflichtung für die 
Eigentumsflächen über das 65. Lebensjahr hinaus. Diese 
Flächen stehen dann während dieses Zeitraums im Ver- 
gleich zu einer Situation ohne SMP nach Erreichen des 
Rentenalters nicht zur Verpachtung und damit zur Auf- 
stockung anderer Betriebe zur Verfügung. 

Der „Nettopachtflächeneffekt” (Saldo aus Vorzieh- und 
Entzugseffekt) errechnet sich für die Gesamtlaufzeit des 
SMP in vereinfachter Form wie folgt: 

NP= LF ■ PA • ZSA ■ D, - LF ■ (1 - PA) • D-, 

NP = Nettopachtflächeneffekt während der Gesamtlauf- 
zeit; 

LF = Landwirtschaftlich genutzte Fläche der stillgeleg- 
ten Betriebe; 

PA = Pachtflächenanteil der stillgelegten Betriebe; 
ZSA = Zustimmungsquote der bisherigen Verpächter zur 

vorzeitigen Zurücknahme der verpachteten Fläche; 
Dj = Differenz der Lebensalter zwischen Stillegungsbe- 

ginn und regulärem Rentenalter; 
D-, = Differenz der Lebensalter zwischen Stillegungsen- 

de und regulärem Rentenalter. 

Je älter die am SMP teilnehmenden Landwirte sind und 
je geringer der Anteil der von ihnen zugepachteten Fläche 
an der Gesamtfläche ihres Betriebes ist, desto weniger wird 
ein Beitrag zum Strukturwandel geleistet bzw. desto mehr 
wird die Aufstockung der verbleibenden Betriebe verhin- 
dert. Unterstellt man ein reguläres Rentenalter von 65 Jah- 
ren, eine sofortige Rückgabe sämtlicher Zupachtflächen und 
einen Pachtflächenanteil von einem Drittel, der dem Bun- 
desdurchschnitt entspricht, so darf das Alter der teilneh- 
menden Landwirte bei Beginn der Stillegung maximal 58,3 
Jahre betragen, damit der Nettopachtflächeneffekt während 
der Gesamtlaufzeit des SMP nicht bereits im negativen Be- 
reich liegt. Bei dieser Altersgrenze würden sich der Pacht- 
flächenentzugs- und -vorzieheffekt gegenseitig aufheben. 

Die obigen Annahmen sind allerdings als einseitig opti- 
mistisch einzustufen: Vor allem in der Anfangsphase des 
SMP dürften sich vermutlich überproportional viele ältere 
Landwirte mit nur noch wenigen Jahren Abstand bis zum 
regulären Rentenalter angesprochen fühlen, die die Landbe- 
wirtschaftung möglichst schnell einstellen wollen, aber bis- 
lang keine Möglichkeit zur vorzeitigen Einstellung der Be- 
wirtschaftung gesehen haben, da ihnen der Anschluß an die 
gesetzliche Alterssicherung fehlte. Dieser Personenkreis 
dürfte in späteren Jahren geringer werden, da dann den äl- 
teren Jahrgängen schon in den davor liegenden Jahren die 
Möglichkeit offengestanden hat, einen SMP-Antrag zu stel- 
len. 

Auch kann der durchschnittliche Pachtflächenanteil der 
SMP-Landwirte durchaus deutlich geringer sein als der oben 
angenommene Pachtflächenanteil im Bundesdurchschnitt. 
So weist beispielsweise der Agrarbericht für die über SOjähri- 
gen Inhaber von Vollerwerbsbetrieben deutlich niedrigere 
Pachtflächenanteile aus als für ihre jüngeren Berufskollegen 
(Agrarbericht 1986, Materialband, S. 59). Da ferner berufs- 
unfähige Landwirte, deren Flächen ansonsten ohnehin 
überwiegend verpachtet würden, ohne Altersbegrenzung 
antragsberechtigt sein sollen, dürfte hierdurch eine weitere 
Minderung des skizzierten Mobilisierungseffekts eintreten. 
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Weiterhin soll es nach der im Entwurf des SMP doku- 
mentierten Auffassung rechtlich zulässig sein, zugepachtete 
Flächen für die Restlaufzeit des Pachtvertrages auch ohne 
Zustimmung des Verpächters stillzulegen. Dies würde den 
Vorzieheffekt im Hinblick auf das Pachtflächenangebot 
entsprechend vermindern. Ob es zu solchen Stillegungen 
von Pachtflächen kommt, hängt aus der Sicht des jetzigen 
Pächters, rein ökonomisch betrachtet, von der Relation der 
von ihm zu zahlenden Pacht zuzüglich der geschätzten Pfle- 
gekosten zu dem erzielbaren Flächenzuschlag ab. Eine Still- 
legung von Zupachtflächen ist keineswegs unwahrschein- 
lich, da die Flächenzuschläge zwar nach der Ertragsmeßzahl 
gestaffelt, aber doch einheitlich festgesetzt werden, wäh- 
rend sowohl die gezahlten Pachtpreise als auch die geschätz- 
ten Pflegekosten betriebsindividuelle Werte sind, so daß der 
jetzige Bewirtschafter an der Stillegung zugepachteter Flä- 
chen unter bestimmten Umständen durchaus noch verdie- 
nen kann. Je nach dem derzeit erzielbaren Preis im Falle ei- 
ner Neuverpachtung dieser Flächen kann auch der Ver- 
pächter ein Interesse an einer Fortsetzung des Pachtvertra- 
ges zwecks Flächenstillegung haben. 

Die Höhe des Flächenzuschlags und die Möglichkeiten 
seiner Differenzierung bilden demnach Aktionsparameter, 
mit denen negative Auswirkungen auf die Pachtflächenmo- 
bilität vermindert werden können. Zu bedenken ist aller- 
dings, daß zwischen dem Ziel, das Angebot an Pachtflächen 
zu erhöhen, und dem Ziel, Flächen stillzulegen, immer ein 
Konkurrenzverhältnis besteht: Je mehr das SMP auf eine er- 
höhte Pachtflächenmobilisierung hin modifiziert würde, 
desto geringer würde seine Effizienz hinsichtlich der primär 
angestrebten Flächenstillegung und der dadurch erzielbaren 
Marktentlastung. 

6.3 Zeitliche Verlagerung des Strukdur- 
w a n d e 1 s 

Durch das SMP werden die Entscheidungen der derzeit 
wirtschaftenden Landwirte in der Regel nicht inhaltlich ver- 
ändert, sondern es kommt lediglich zu einer vorgezogenen 
Realisierung von Entscheidungen. Im Gegensatz zur absolu- 
ten Verminderung landwirtschaftlich genutzter Flächen in- 
folge der zeitlich befristeten Stillegung insbesondere von 
selbst bewirtschafteten Eigentumsflächen werden durch 
das SMP bei den Betriebsaufgaben - von Ausnahmen abge- 
sehen - vermutlich ausschließlich zeitliche Verlagerungen 
bewirkt. In der Anfangsphase des fünfjährigen Antragszeit- 
raums steigt zunächst die Zahl der Betriebsaufgaben, ver- 
glichen mit ihrer Entwicklung ohne SMP, um die an diesem 
Programm teilnehmenden Landwirte an. In den letzten Jah- 
ren der Antragsfrist kann dieser Effekt bereits wieder abge- 
mildert werden, wenn sich von Anfang an auch oder vor al- 
lem ältere, kurz vor dem regulären Rentenalter stehende 
Landwirte am SMP beteiligen, die diese ohnehin gewöhn- 
lich mit einer Betriebsauflösung verbundene Altersgrenze 
schon innerhalb des fünfjährigen Antragszeitraums er- 
reichen. Nach Ablauf der Antragsfrist geht die Zahl der Be- 
triebsauflösungen, wiederum gemessen an ihrer ohne SMP 
zu erwartenden Anzahl, um die Zahl derjenigen Programm- 
teilnehmer zurück, die ohne die vorzeitige Betriebsstillegung 
erst zu diesem Zeitpunkt die Bewirtschaftung eingestellt 
hätten. Die Verteilung dieses nunmehr zu registrierenden 
„Ausfalls” an Betriebsaufgaben auf den Zehnjahreszeitraum 
dürfte ausschließlich vom jeweiligen Lebensalter der SMP- 
Teilnehmer bei Stillegungsbeginn abhängen. 

Insgesamt gesehen wird der anfängliche Vorzieheffekt 
wesentlich deutlicher zutage treten als der nachfolgende 
Ausfalleffekt, da er sich lediglich auf maximal fünf Jahre 

verteilen kann, während sich das dazugehörige spätere De- 
fizit an Betriebsauflösungen in dem folgenden Zehnjahres- 
zeitraum zeigt, sich also auf eine längere Periode verteilt. 
Allerdings beschränkt sich das Ausbleiben anderenfalls vor- 
genommener Betriebsaufgaben nicht auf diese 10 Jahre, 
sondern tritt, wie oben angedeutet, auch schon in den 
ersten fünf Jahren, also innerhalb der Antragsperiode auf. 

Die zeitliche Verteilung der einzelnen erläuterten Pacht- 
flächeneffekte hat für die tatsächlichen Anpassungsmöglich- 
keiten der verbleibenden Betriebe vermutlich wesentlich 
größere Bedeutung als die intertemporale Verschiebung der 
Betriebsaufgaben, da die Betriebsauflösung und das daraus 
resultierende Pachtflächenangebot durch die Zwischenschal- 
tung der Stillegungszeit zumindest im Falle der Eigentums- 
flächen zeitlich auseinandergezogen werden. Hier ergeben 
sich drei sehr unterschiedliche Phasen, die den landwirt- 
schaftlichen Strukturwandel gleichsam einem Wechselbad 
aussetzen. 

Die Vorzieheffekte, die es trotz aller o. g. Einschränkun- 
gen geben dürfte, beginnen fast alle in den ersten fünf Jah- 
ren des SMP (Anlaufphase: 1.-5. Jahr). Eine Ausnahme 
können lediglich diejenigen Pachtflächen bilden, die zu- 
nächst vom Bewirtschafter stillgelegt und dann mit Ablauf 
des Pachtvertrages zurückgegeben werden. Dies bedeutet, 
daß in Abhängigkeit vom absoluten Umfang des Vorzieh- 
effekts während dieser Jahre vergleichsweise deutlich bes- 
sere Chancen für aufstockungswülige Landwirte bestehen, 
zusätzliche Flächen zu pachten. Theoretisch ab dem zwei- 
ten Jahr, von Bedeutung vermutlich gegen Ende des fünf- 
jährigen Antragszeitraums, können gegenläufige Entzugs- 
effekte auftreten, da Eigentumsflächen von dann über 65- 
jährigen Programmteilnehmern der Stillegungsbindung un- 
terliegen und nicht für den Strukturwandel verfügbar sind. 
Bis zu diesem Zeitpunkt dürfte der jährliche Saldo vermut- 
lich noch positiver sein. 

Danach tritt jedoch für die folgenden fünf Jahre des 
SMP (Hauptphase: 5.-10. Jahr) genau das Gegenteil ein. 
Da keine neuen Anträge auf Flächenstillegung mehr ge- 
stellt werden können, werden auch keinerlei zusätzliche 
Flächen auf dem Pachtmarkt angeboten. Dagegen werden 
die Entzugseffekte immer umfangreicher, da immer mehr 
SMP-Teilnehmer das reguläre Rentenalter erreichen, bei 
dem sie ihre Betriebe - von Ausnahmen abgesehen - ver- 
mutlich ohnehin aufgegeben hätten. Ihre Eigentumsflä- 
chen unterliegen noch der Stillegungspflicht und können 
daher nicht zur Pacht angeboten werden. Außerdem ste- 
hen in der Regel auch die ehemaligen Zupachtflächen 
dieser Betriebe jetzt nicht zur Neuverpachtung an, da sie 
bereits früher zurückgegeben wurden. Die Chancen zur Flä- 
chenaufstockung werden sich in dieser Zeit insgesamt er- 
heblich verschlechtern. 

Das SMP sieht keine vertraglichen Anschlußregelungen 
vor, so daß sämtliche stillgelegten Flächen, soweit sie in der 
Zwischenzeit nicht in dauerhafte nichtlandwirtschaftliche 
Nutzungsformen überführt wurden, nach Ablauf der Still- 
legungsfrist (Auslaufphase: 10.-15. Jahr) wieder zur land- 
wirtschaftlichen Produktion verwendet werden können. 
Sieht man von den vernachlässigbaren Ausnahmen ab, wo 
die Bewirtschaftung des früheren Betriebes wieder aufge- 
nommen wird, so stehen alle diese Flächen in dieser relativ 
kurzen Zeit zur Verpachtung an. Für aufstockungswillige 
Landwirte bestehen nunmehr gute Chancen zur Betriebser- 
weiterung. 

Welche Folgen diese staatlich verursachten starken Wel- 
lenbewegungen des Pachtflächenangebots für den bis vor 
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kurzem überwiegend kontinuierlich verlaufenden Prozeß 
des Auf- und Abstockens*4) haben werden, läßt sich ins- 
gesamt nur schwer abschätzen. Jedenfalls ist es für die 
agrarpolitische Beurteilung des SMP wenig hilfreich, nur 
den kurzfristigen Pachtflächenfreisetzungseffekt der Anlauf- 
phase und den langfristigen Pachtflächenfreisetzungseffekt 
der Auslaufphase als „positive Struktureffekte” zu würdi- 
gen, den dazwischen liegenden Pachtflächenentzugseffekt 
in der Hauptphase des Programms aber aus der Betrachtung 
auszuklammern (vgl. Bühner und G o c h t , 1986, 
S. 15 und 24). Da gerade in dieser Hauptphase die weite- 
ren Wachstumschancen der verbleibenden Betriebe zumin- 
dest zeitweilig drastisch eingeschränkt werden, kann sich 
unter Umständen der Anpassungsdruck erhöhen und dann 
zum Auslöser für weitere Betriebsaufgaben werden. Dieser 
Effekt könnte durch öffentliche Diskussionen über An- 
schlußregelungen für im Rahmen des SMP stillgelegte Flä- 
chen und die Neuauflage eines weiteren Flächenstillegungs- 
programmes noch verstärkt werden, mit der Folge, daß 
wachstumswilligen Betrieben auch die Aussicht auf künftig 
verbesserte Zupachtmöglichkeiten unrealistisch erscheinen 
müßten. 

Den vorangegangenen Überlegungen über die Pachtflä- 
cheneffekte des SMP wurden - wie anfangs erwähnt - der 
agrarpolitische Status quo als Referenzsystem zugrundege- 
legt. Es wurde davon ausgegangen, daß die Bundesregierung 
entweder das SMP einführen oder überhaupt keine Maßnah- 
men ergreifen („nichts tun”) könnte. Sie könnte jedoch 
auch anstelle des SMP nur deren Vorruhestandskomponen- 
te in der Form einer neuen Landabgaberente einführen (vgl. 
Hagedorn und Klare, 1986), nachdem die seit 
1969 geltende Landabgaberentenregelung 1983 ausge- 
laufen ist. Dann müßten alle durch das SMP stillgelegten 
Flächen als Nettopachtflächenentzug betrachtet werden. Da 
ferner die neue Landabgaberente nicht mit einer Stillegungs- 
auflage verbunden wäre, würde sie wahrscheinlich häufiger 
in Anspruch genommen als das SMP. Gemessen an einer 
neuen Landabgaberente als Handlungsalternative würde das 
SMP infolgedessen einen noch größeren Pachtflächenentzug 
bewirken. 

•^>1 
i9» 

7 Einkommenseffekte 

Die Absicht, mit Hilfe des SMP Flächen aus der landwirt- 
schaftlichen Produktion herauszunehmen, wird damit be- 
gründet, daß die sonst nur durch enorme und abrupte Agrar- 
preissenkungen erreichbare Verringerung der Überschußpro- 
duktion nun auf eine Weise erreicht werden könne, welche 
die Einkommen der Landwirte nicht beeinträchtige. Da- 
durch würden Preissenkungen überflüssig und spätere Preis- 
anhebungen wieder möglich ( K i e c h 1 e , 1986, S. 6). 
Es entsteht also der Eindruck, als hätten die Flächenstill- 
legungen nur positive Einkommenseffekte für die Landwirt- 
schaft. Ihre tatsächliche Einkommenswirkung ergibt sich 
dagegen als Saldo der folgenden gegenläufigen Einflüsse: 
Auf der einen Seite erhalten die Landwirte zwar mehr Ein- 
kommen via Preisstützung, sofern das SMP tatsächlich Spiel- 
raum für weitere Agrarpreiserhöhungen gemäß der offiziell 
in Aussicht gestellten „aktiven Preispolitik” schafft (was 
angesichts der Ergebnisse des Abschnitts 3 fraglich ist) oder 
auch nur eine Verzögerung oder Streckung der restriktiven 
Agrarpreispolitik ermöglicht*5). Auf der anderen Seite ver- 
mindern sich die Einkommen der Landwirte wegen der über 
längere Zeit eingeschränkten Zupachtmöglichkeiten (vgl. 
Abschnitt 6), wahrscheinlich verbunden mit einem Anstieg 
der Pachtpreise. Letzteres bedeutet eine Einkommensum- 
verteilung zu Ungunsten der Landwirtschaft, da der größte 
Teil der verpachtenden Bodeneigentümer Nichtlandwirte 

* Ü» 

sind (z. B. ehemalige Landwirte und deren Nachkommen). 
Zu berücksichtigen ist ferner eine zunehmende Verzerrung 
der Verteilungsstruktur dadurch, daß größere Betriebe, die 
kein oder wenig Pachtland bewirtschaften, begünstigt wer- 
den, während kleinere Betriebe, die durch Zupacht zu wach- 
sen versuchen, Nachteile hinnehmen müssen (vgl. Henze, 
1986, S. 4). 

8 „Agrarpolitische Atempause” durch ein Soziales Markt- 
entlastungsprogramm? 

Da die Erfahrungen aus den USA und viele weitere Über- < 

legungen (vgl. z.B. Böckenhoff et al., 1985; Hen- 
z e , 1985) gegen Flächenstillegungen als dauerhaftes In- 
strument der Agrarpolitik sprechen, kann ein weitgehender 
Konsens sowohl unter Agrarökonomen als auch unter 
Agrarpolitikern darüber vorausgesetzt werden, daß ein 
solches Instrumentarium allenfalls vorübergehend einge- 
setzt werden sollte. Unter dieser Prämisse muß eine agrarpo- 
litische Beurteilung des SMP hauptsächlich auf die Beant- 
wortung der Frage ausgerichtet sein, ob es als vor- oder 
zwischengeschaltetes Provisorium einen problemlösenden 
Beitrag zu einer langfristig orientierten Strategie zur Re- 
form der EG-Agrarpolitik leisten kann. Mit anderen Wor- 
ten: Es ist zu fragen, ob die Einführung des SMP die Agrar- 
politiker in die Lage versetzen kann, sich zunächst des 
schlimmsten Problemdrucks zu entledigen, ohne einerseits 
das politisch für selbstschädigend gehaltene Mittel der 
Agrarpreissenkung einsetzen und andererseits zu dirigi- 
stischen und nur schwer abschaffbaren Regelungen wie ei- 
ner Kontingentierung greifen zu müssen. Der hierdurch ge- 
wonnene Zeit- und Handlungsspielraum wäre dann für eine 
auf Dauer angelegte Sanierung der Agrarpolitik verwend- 
bar. 

8.1 Absorption des Handlungsspiel- 
raums durch neue Konflikte 

Diese Hoffnung steht allerdings in einem deuthchen 
Kontrast zu den Ergebnissen der vorangegangenen Ab- 
schnitte, nach denen das SMP die Probleme hauptsächlich 
nur zeitlich verlagert, einige davon dabei sogar verstärkt und 
auch zusätzliche Probleme schafft, insbesondere im Hin- 
blick auf die Anforderungen an das Regulierungs- und 
Kontrollpotential der agrarpolitischen Administration (vgl. 
Hagedorn, Klare und W i 1 s t a c k e , 1986, S. 
16-94). Die durch das SMP geschaffenen oder verscho- 
benen bzw. verschärften Probleme treten nach Zeiträumen 
(wieder) ein, die je nach Wirkungsbereich ganz unterschied- 
lich lang sind: Die dargelegten Schwierigkeiten der admini- 
strativen Implementation und der praktischen Durchfüh- 
rung des SMP werden wahrscheinlich, wie bei neu geschaf- 
fenen Maßnahmen üblich, bereits in den ersten Jahren nach 
der Einführung des Programms offenkundig. Ähnliches gilt 
auch für die geschilderte Problematik der sozial- und um- 
weltpolitischen Wirkungen. Nach einer anfänglichen Er- 
leichterung des Strukturwandels durch den Pachtflächen- 
mobilisierungseffekt bis zum 5. Jahr (Anlaufphase) domi- 
niert wohl bereits nach fünf Jahren der Pachtflächenent- 
zugseffekt, der sich in den dann folgenden fünf Jahren 
(Hauptphase) verstärkt und erst nach 10 Jahren durch das 
Auslaufen der Stillegungszeit wieder zurückgeht, dann aber 

*4) Für den Bereich der Milchkuhhaltung trifft diese Aussage 
seit der Einführung der Kontingentierung nicht mehr zu. 

*5) Diese Feststellung ist insofern unvollständig, als sie die Fra- 
ge der Kompensation der Einkommenswirkungen von Preisänderun- 
gen durch die dadurch beeinflußte Faktormobilität außer acht läßt. 
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vielleicht durch bestimmte Probleme eines temporären Über- 
angebots an Pachtflächen abgelöst wird. Die Zeit vom 10. 
bis zum 15. Jahr nach Programmbeginn (Auslaufphase) ist 
schließlich durch das Wiedereintreten der heutigen Über- 
schußsituation gekennzeichnet, die aus den genannten Grün- 
den (Ertragssteigerungen, aktive Preispolitik, etc.) noch ver- 
schärft werden dürfte. 

Dieser zeitliche Abriß der das SMP begleitenden Pro- 
blemsequenz zeigt, daß dieses Programm den beteiligten 
Agrarpolitikern keineswegs eine längere konfliktarme Rege- 
nerationsphase verschaffen kann, sondern für den einzelnen 
Politiker und seine jeweilige Organisation mit erhebüchen 
zusätzlichen Konflikten und Risiken für die Zukunft ver- 
bunden ist. Nur solche Agrarpolitiker, die sicher sind, daß 
sie in wenigen Jahren aus der Agrarpolitik ausscheiden wer- 
den, und ferner keinen Anlaß sehen, auf die weitere Zu- 
kunft ihrer Organisation bzw. Partei Rücksicht zu nehmen, 
können dem SMP ohne eine Berücksichtigung der erläuter- 
ten Langfristeffekte zustimmen. 

Solche Überlegungen verdeutlichen, daß Politiker, Par- 
teien und andere politische Organisationen, die an der Ein- 
führung des SMP beteiligt sind, ein vitales politisches Interes- 
se daran haben müssen, daß sich ein solches Programm mög- 
lichst harmonisch als ein erster Schritt zur nachhaltigen Pro- 
blemverarbeitung in ein agrarpolitisches Gesamtkonzept 
einfügen läßt. Ohne eine solche langfristige und über das 
SMP als Einzelmaßnahme hinausgehende Sichtweise können 
sie sich keine Klarheit darüber verschaffen, ob sie das Risi- 
ko der dargestellten Problementstehungs- und -verschie- 
bungsprozesse überhaupt eingehen können oder in ihrem 
eigenen Interesse lieber bereits heute eine allmähliche Re- 
duzierung des Preisstützungsniveaus bis zu jenem Punkt 
anstreben sollten, an dem die Überschußproduktion auf 
einen erwünschten Selbstversorgungsgrad zurückgesteuert 
wäre. Angesichts der Ergebnisse dieser Untersuchung kann 
die Antwort nur in dem zuletzt genannten Sinne ausfallen: 
Eine Kombination aus SMP und aktiver Preispolitik würde 
wegen der dadurch zusätzlich bzw/zeitverschoben hervorge- 
rufenen Konflikte und Schwierigkeiten der Popularität ei- 
nes Agrarpolitikers mehr schaden als nützen. Er wird sich 
daher, sofern er sich als stimmenmaximierender politischer 
Unternehmer verhält und dieses Stimmenmaximierungskal- 
kül nicht nur auf einen sehr kurzen Zeitraum anwendet, 
sondern auf mehrere Legislaturperioden bezieht, gegen die- 
se Politikkombination entscheiden. 

8.2 Flächenstillegung zur Durchset- 
zung einer r e s t r i k t i v e n A g r a r p r e i s Po- 

litik 

Es stellt sich nun allerdings die Frage, ob die gleiche 
Schlußfolgerung auch für eine Kombination aus SMP und 
restriktiver Agrarpreispolitik gilt. So sehen beispielsweise 
B ü h n e r und G o c h t (1986, S. 10) in Flächenstill- 
legungen keinen Ersatz, sondern eine Ergänzung zu einer 
restriktiven Preispolitik, die eine „die weitere Entwicklung 
der Agrarpolitik nicht präjudizierende second-best-Lösung” 
darstellen soll. „Flächenstillegung und restriktive Preispoli- 
tik sind keine politisch gleichgewichtigen Alternativen. 
Maßnahmen zur Flächenstillegung können eine vorsichtige, 
die Marktverhältnisse stärker berücksichtigende Preispolitik 
nicht ersetzen. Sie sollten sie aber ergänzen, um bereits 
kurzfristig eine fühlbare Marktentlastung zu erreichen”. 
Flächenstillegungen sollen also „nur als zeitlich befristete 
Übergangsmaßnahme einer auf einen längerfristigen Markt- 
ausgleich ausgerichteten Agrarpohtik durchgeführt werden” 
(ebenda, S. 18). Die Variante entspricht der von Schmitt 

und T h o r o e (1986, S. 14) vertretenen Auffassung, die 
Agrarpolitik solle Flächenstillegungen als eine Art „Not- 
maßnahme” betrachten, um die dadurch gewonnene „Atem- 
pause” für die allmähliche Durchsetzung einer restriktiven 
Agrarpreispolitik zu nutzen. Allerdings wäre diese zunächst 
sehr plausibel erscheinende Methode noch mehr denjenigen 
Widerständen ausgesetzt, die bereits heute einer sukzessiv 
zum Marktausgleich führenden Agrarpreissenkung entgegen- 
gehalten werden. Eine solche Preispolitik gilt bereits heute 
schon als politisch nicht durchsetzbar, weil dadurch der 
Einkommensdruck in der Landwirtschaft zunächst erhöht, 
infolgedessen zusätzliches Protestpotential der Landwirte 
entfaltet und im Ergebnis die Wiederwahlchancen oder poli- 
tischen Karrieren von Agrarpolitikern gefährdet würden. 
Durch Flächenstillegungen, die als Vorstufe oder als Begleit- 
maßnahme parallel zu einer restriktiven Agrarpreispolitik 
erfolgen würden, würden den Landwirten aber noch mehr 
Einkommensmöglichkeiten genommen, der Einkommens- 
druck würde also zusätzlich erhöht. Zwar wäre - wie in Ab- 
schnitt 6 im einzelnen erläutert - in den ersten Antragsjah- 
ren evtl, mit einer Nettofreisetzung von Pachtflächen zu 
rechnen, an deren Stelle aber sehr bald ein erheblicher, 
lang andauernder Entzug von Pachtflächen treten würde. 
Eine in der Phase der anfänglichen Pachtflächenmobili- 
sierung initiierte Agrarpreissenkungspohtik wäre daher 
noch weniger durchhalfbar als ohne Flächenstillegungen, 
da diese in der danach einsetzenden Phase des Pachtflä- 
chenentzugs zusätzlich einkommensmindernd wirken. Wenn 
demnach eine restriktivere Agrarpreispolitik heute nicht als 
durchsetzbar gilt, dann muß sie im Falle einer Kombina- 
tion aus Flächenstillegungen und Agrarpreissenkungen noch 
weniger für politisch machbar gehalten werden, sofern die 
durch den Flächenentzug verursachten negativen Einkom- 
menseffekte nicht zusätzlich ausgeglichen werden. 

Im übrigen ist es nach den Erfahrungen mit der Einfüh- 
rung der Milchkontingentierung fraglich, ob die durch ein 
SMP gewonnene Zeit auch tatsächlich politisch genutzt 
werden würde, um die Vorbereitung unpopulärer System- 
korrekturen voranzutreiben. Die Milchkontingentierung war 
nach offizieller Deklaration eine Notmaßnahme und hat bis- 
lang auch nur eine zeitlich befristete rechtliche Grundlage. 
Trotzdem ist die politische Diskussion über die Ausgestal- 
tung des Milchmarktes nach dem formalen Auslaufen der 
Kontingentierungsregelungen bislang in keinerlei Weise in 
Angriff genommen worden. Wahrscheinlich würde das SMP 
den Übergang zu einer mehr am Marktausgleich orientier- 
ten Preispolitik letztlich nicht unterstützen, sondern eher 
belasten, da die Politiker an ihrem globalen Versprechen 
„Menge runter - Preise rauf” (so Landwirtschaftsminister 
K i e c h 1 e nach Agra-Europe, 1986c) gemessen werden 
dürften. Es ist daher die Schlußfolgerung zu ziehen, daß 
sich das SMP in der vorgeschlagenen Form nicht als Vor- 
oder Zwischenstufe für eine langfristig angelegte Strategie 
zur nachhaltigen Reform der EG-Agrarpolitik eignet. Viel- 
mehr ist zu befürchten, daß sich die heutige politische Füh- 
rung des BML als Folge des SMP ähnlichen Vorwürfen aus- 
setzen würde, wie sie von ihr selbst gegenüber der ihrer 
Amtszeit vorausgegangenen Agrarpolitik erhoben werden: 
„ . . . mit diesen verschiedenen Maßnahmen hat man die 
Probleme nur übertüncht, hat Kosmetik betrieben, aber 
man hat nichts Grundsätzliches geändert, hat das Übel - 
und das war die ständige Mehrproduktion - nicht an ihrer 
Wurzel bekämpft, sondern an den Symptomen korrigiert” 
( Kiechle , 1986, S. 2). 

Zusammenfassung 

Im vorliegenden Beitrag wird die Frage zu Diskussion gestellt, ob 
sich der Vorschlag eines EG-weiten ,,Sozialen Marktentlastungspro- 
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gramms” (SMP), der wiederholt vom BML unterbreitet worden ist, 
als Beitrag zur Sanierung der EG-Agrarpolitik eignet. Daher werden 
nacheinander die Hauptwirkungsbereiche des SMP einer voraus- 
schauenden Analyse unterzogen, die in die abschließende Frage 
einmündet, ob sich das SMP als Übergangsmaßnahme zur Beschaf- 
fung einer ,,agrarpolitischen Atempause” eignet, die zur Vorberei- 
tung und Durchsetzung einer nachhaltigen agrarpolitischen Reform- 
strategie genutzt werden könnte. Es stellt sich allerdings heraus, daß 
die typischen Wirkungseigenschaften des SMP darin liegen, die ak- 
tuellen (Überschuß ) Probleme der Agrarpolitik in die Zukunft zu 
verschieben, sie dabei zum Teil zu verstärken und neue Schwierig- 
keiten, z. B. administrativer Art, entstehen zu lassen. Intertemporale 
Problemverlagerungen können zwar sinnvoll sein, wenn die Proble- 
me in der Zukunft besser lösbar sind. Aber vorstellbar ist auch ein 
Hinausschieben unangenehmer Problemlösungen zu Lasten künftiger 
Landwirte und künftiger Agrarpolitiker, um die kurzfristigen Wie- 
derwahlchancen zu erhöhen. Wie die folgenden Ergebnisse zeigen, 
ist im Falle des SMP kaum eine Erweiterung des agrarpolitischen 
Handlungsspielraums zu erwarten: 

(1) Marktentlastende Wirkungen treten in begrenzter Form auf, al- 
lerdings undifferenziert. Die dadurch erreichbare Einschränkung der 
Milchproduktion ist primär auf die gleichzeitig gewährte Milchrente 
zurückzuführen und kann nicht ausschließlich dem SMP zugerechnet 
werden. Eine absolute Verringerung der Getreideüberschüsse ist 
nicht zu erwarten, sondern lediglich ein verlangsamtes Wachstum 
der Überschußproduktion. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß das 
Flächenstillegungsprogramm lediglich im Sinne einer Niveau- (und 
Zeit-)verschiebung wirkt, aber keinen Einfluß auf die ungehindert 
fortbestehende Dynamik des Entstehens weiterer Überschußkapazi- 
täten hat. Denn bis auf die dauerhaft für nichtlandwirtschaftliche 
Zwecke umgewidmeten Grundstücke kehren die Flächen nach 10 
bis 15 Jahren in die landwirtschaftliche Produktion zurück. In der 
Zwischenzeit werden wahrscheinlich mehrere Faktoren wirksam blei- 
ben bzw. werden, die das Überschußpotential erhöhen (z. B. Ertrags- 
zuwächse, Preisanreize, etc.) und die Marktentlastungswirkungen 
von Flächenstillegungen überkompensieren werden. Da weder eine 
auf Dauer angelegte und dabei ständig auszudehnende Stillegung von 
Flächen noch ein weiteres Fortschreiten auf dem Weg zentraler Pla- 
nung durch Kontingentierung legitimationsfähig sein dürften, wären 
schließlich doch agrarpolitische Entscheidungen zugunsten einer re- 
striktiveren Agrarpreispolitik und einer wirksameren Mobilitätsför- 
derung zu treffen. 

SMP erheblich gestört und gehemmt werden. Das durch die Betriebs- 
stillegungen in der Anlaufphase ausgelöste Vorziehen von Betriebs- 
aufgaben führt in der Hauptphase des Programms zu einem entspre- 
chenden Ausfall von Betriebsauflösungen und folglich zu einem mas- 
siven Entzug von Pachtflächen, die in der sich dann anschließenden 
Auslaufphase infolge der Beendigung der Stillegungsfrist auf wenige 
Jahre zusammendrängen und daher in stark überproportionalem 
Umfang zur Verpachtung anstehen. Diese extremen Wellenbewe- 
gungen hinsichtlich des Pachtflächenangebots mit entsprechend ge- 
genläufigen Ausschlägen der Pachtpreise erschweren den im Produk- 
tionsprozeß verbleibenden Landwirten den ohnehin schwierigen 
Prozeß struktureller Anpassung. Demnach werden die nach wie vor 
bestehenden Anpassungsnotwendigkeiten nicht abgebaut, die An- 
passungsmöglichkeiten dagegen erheblich beeinträchtigt. Das poli- 
tisch ausgelöste Wechselbad auf dem Pachtmarkt bedeutet einen 
Verlust an Orientierungsmöglichkeiten für vorausplanende Betriebs- 
inhaber. 

(5) Zum Problemkreis der Umweltbeeinträchtigung durch die heuti- 
ge Landbewirtschaftung wird kein direkter Lösungsbeitrag geleistet, 
und es wird auch kein Ansatz für darauf aufbauende Umweltkonzep- 
te dauerhafter Art geliefert. Die räumliche Streuung der stillgelegten 
Flächen sowie die mangelnde zeitliche Übereinstimmung und die Be- 
fristung ihrer Stillegung lassen eine Zusammenlegung der Flächen 
für systematisch durchgeführte Umweltprojekte zu einer unerfüll- 
baren Koordinationsaufgabe werden. Außerdem ist nicht auszu- 
schließen, daß das SMP bestimmte Entwicklungen zu einer umwelt- 
gerechteren Landbewirtschaftung hemmt: Eine durch Flächenstill- 
legungen bedingte Bodenverknappung erhöht die Intensität und da- 
mit auch das Umweltrisiko der Landbewirtschaftung. Insbesondere 
ist zu befürchten, daß es zu einer polarisierten Organisationsform 
der Flächennutzung kommt, indem eine starke Trennung zwischen 
Agrarproduktionsflächen auf der einen Seite und Nichtproduktions- 
flächen auf der anderen Seite institutionalisiert wird. Dies engt den 
Spielraum für vielfältigere Varianten und differenziertere Konzepte 
einer umweltgerechteren Landwirtschaft unzulässig und unnötig ein. 
Außerdem steht die mit dem SMP-Entwurf implizit vertretene The- 
se, ein Beitrag zum Umweltschutz sei als ein quasi automatisch er- 
stelltes Kuppelprodukt der Stillegung von Flächen zu erwarten, im 
Widerspruch zu der bisher im Zusammenhang mit der Ausgleichs- 
zulage des Bergbauernprogramms und der Landwirtschaftsklausel 
des Naturschutzgesetzes üblichen Argumentation, die Landbewirt- 
schaftung sei per se als Umweltschutz einzuordnen. . 
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(2) Die aktuellen Einkommensprobleme der Landwirtschaft, die in 
allen Alters- und Betriebsgruppen vorhanden sind, werden nicht in 
ihrer gesamten Breite zu lösen versucht, sondern lediglich für eine 
Gruppe von älteren Landwirten, die zur Betriebsstillegung und da- 
mit de facto zur Betriebsaufgabe bereit sind. Jüngeren Inhabern von 
einkommensschwachen und nicht entwicklungsfähigen Haupter- 
werbsbetrieben wird weder eine Verbesserung ihrer aktuellen so- 
zialen Lage angeboten noch eine Perspektive für künftige Einkom- 
mensverbesserungen, z. B. in Form einer soziostrukturellen Maßnah- 
me zur Mobilitätsförderung, vermittelt. Im übrigen führt der mit den 
Betriebsstillegungen verbundene Pachtflächenentzug zu verringerten 
Aufstockungsmöglichkeiten für wachstumswillige Betriebe mit ent- 
sprechenden einkommenspolitischen Konsequenzen. Ferner bewirkt 
die staatlich herbeigeführte Bodenverknappung wegen der damit ver- 
bundenen Pachtpreiseffekte eine Einkommensumverteilung zugun 
sten der Bodeneigentümer und Verzerrungen der Verteilungsstruktur 
in Abhängigkeit von den unterschiedlichen Pachtflächenanteilen der 
landwirtschaftlichen Betriebe. 

(3) Durch die Vorruhestandskomponente des SMP werden vorwie- 
gend Betriebsaufgaben vorgezogen (Vorzieheffekt), so daß während 
der fünfjährigen Antragsfrist der Strukturwandel durch einen Pacht 
flächenmobilisierungseffekt beschleunigt und der sektorale Einkom- 
mensdruck infolgedessen vorübergehend gemildert wird. Nach Ab- 
lauf der fünf Antragsjahre tritt eine entsprechende Verringerung 
der Betriebsauflösungen (Ausfalleffekt) ein, die jährlichen Raten des 
Strukturwandels bleiben wegen des daraus resultierenden Pachtflä- 
chenentzugseffekt kleiner als gewöhnlich und der Einkommens- 
druck nimmt infolgedessen zu. Es werden kurzfristig politisch will- 
kommene Wirkungen, die den Einkommensdruck mildern, im 
Tausch gegen längerfristig problematische Effekte erkauft, die sich 
aus einem Aufschub und der anschließenden Kumulation des An- 
passungsbedarfs der Landwirtschaft ergeben. In diesem Punkt zeigt 
sich besonders deutlich, daß die Laufzeit des SMP kaum kreativ für 
eine an den Ursachen ansetzende Sanierung der Agrarpolitik genutzt 
werden kann. Wenn mit dem Eintreten des Pachtflächenentzugs- 
effekts der Einkommensspielraum der Landwirte stärker eingeengt 
wird, als es sonst der Fall gewesen wäre, wird die Agrarpolitik einem 
zusätzlichen Handlungsdruck ausgesetzt sein. 

Can a “Social Market Recovery Program” facilitate agricultural 
policy reform? 

This paper analyses the concept of a “Social Market Recovery 
Program”, which has recently been recommended by the West 
German Department of Agriculture. According to this proposal an 
acreage reduction program should be combined with an early 
retirement program for farmers to reduce excess capacities in agri- 
culture. The question arises whether these instruments would really 
be able to improve the conditions for a successful and enduring 
reform of the Common Agricultural Policy. Therefore, the pro- 
spective effects are discussed and compared with the objectives the 
program is supposed to fulfill. This leads to the question whether 
the program would be applicable as a transitional regulation pro- 
viding the politicans with a “breathing pause”, which they could 
use to prepare new concepts and to gain acceptance of a reliable 
reform strategic. The results show, however, that the problem of 
agricultural surpluses would only be postponed and not be resolved 
by actually reducing the constantly growing excess capacities. In 
addition, the political problems would be reinforced, e. g. by the 
administrative difficulties originating from the implementation 
process. 
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Vorausschau auf den Rindermarkt 
Auswertung der Rinderzählung vom 3. Dezember 1986 

Prof. Dr. E. Böckenhoff und Dipl.-Ing. agr. S. Mark, Stuttgart-Hohenheim 

1 Rückläufiger Rinderbestand 

Das vorläufige Ergebnis der Viehzählung vom Dezember 
1986 weist den Rinderbestand der BR Deutschland mit ins- 
gesamt 15,23 Mill. Tieren aus; das sind 2,5 % weniger als 
zwölf Monate zuvor (vgl. Übersicht 1). Der jahreszeitlich 
übliche Bestandsrückgang zwischen der Juni- und Dezem- 
berzählung, der normalerweise bei etwa 2 % liegt, war im 
letzten Jahr mit 3,6% besonders ausgeprägt. Der Bestands- 
abbau während des letzten Jahres erfolgte bei allen Be- 
standsgruppen. Bei den männhchen Tieren im Alter von 0,5 
bis 2 Jahren und bei den 1 bis 2 Jahre alten Nutzfärsen er- 
reichte er sogar 6,2 bzw. 4,5 %. Faßt man die verschiedenen 
Bestandsgruppen nach ihrer Nutzungsrichtung zusammen - 
Milchproduktion bzw. Rindermast -, so zeichnet sich keine 
Verschiebung ab. 

Die Entwicklung im Milchkuhbestand, die im Hinbück 
auf die Situation auf dem Milchmarkt mit großem Interes- 
se verfolgt wird, zeigt immer noch eine unzureichende An- 
passung an die Quoten. Im abgelaufenen Jahr hat die Zahl 
der Milchkühe nur um 53 000 Stück oder 1 % auf nunmehr 
5,40 Mill, abgenommen. Während des letzten Halbjahres 
war der Rückgang mit ledigüch 20 000 Stück oder 0,4 % 
besonders schwach. Seit der Einführung der Milchquoten- 
regelung im Frühjahr 1984 wurde der Milchkuhbestand 
damit insgesamt lediglich um 280 000 Stück oder 5,0% 
abgestockt. 

Der Konzentrationsprozeß im Rinderbestand setzte sich 
im letzten Jahr schwächer fort als im Votjahr. Die Zahl 
der Rinderhalter verringerte sich um 3,6% auf nunmehr 
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